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POLITIQUE CANTONALE
DATE: 18.12.1982
BEAT JUNKER

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 16.09.1996
DIRK STROHMANN

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 04.12.1997
HANS HIRTER

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 03.03.1999
HANS HIRTER

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 14.06.2000
HANS HIRTER

Chronique générale

Eléments du systéme politique

Problémes politiques fondamentaux
Questions de constitution

Auch zahlreiche Kantonsverfassungen werden heutigen Gegebenheiten angepasst. So
trat im Aargau anfangs 1982 eine neue Verfassung in Kraft. Dagegen lehnten in Genf die
Stimmblrger und in Basel-Stadt der Regierungsrat fir den jetzigen Zeitpunkt eine
Gesamterneuerung ab. In Graublnden wilnschte der Grosse Rat zwar eine
Totalrevision, aber nur in der unverbindlichen Form eines Postulates und ohne zeitliche
Bindungen. Im Tessin erarbeitete eine Expertenkommission neue Verfassungsartikel,
wahrend in Uri ein Verfassungsrat vorerst «Mangellisten» flir das bisher Gultige
zusammentrug und in Glarus ein umfangreicher Kommentar zum bereits friuher
publizierten Verfassungsprojekt einer vorberatenden Kommission erschien. Die
augenfalligsten Fortschritte erreichten 1982 zwei Stdnde der Nordwestschweiz: Der
Baselbieter Verfassungsrat schickte das Ergebnis seiner Debatten in die
Vernehmlassung, an der sich alle Einwohner des Kantons beteiligen kénnen. Der
Solothuner Verfassungsrat hofft, bis Mitte 1984 ungefahr gleich weit zu sein mit seinen
Vorarbeiten. Seine Sitzungen wie auch die seiner Kommissionen sind 6ffentlich. Zudem
warb er mit einer popular aufgemachten «Verfassigs-Zytig» in weiten Kreisen fur seine
Anliegen, was da und dort als staatliche Propaganda kritisiert wurde. Uber wichtige
Einzelfragen soll im Kanton Solothurn der Souverén Zwischenentscheide féllen, zum
Beispiel Uber die Wiinschbarkeit eines Ombudsmannes. '

In der Sommersession genehmigte der Stdnderat sowohl die Totalrevision der
Ausserrhoder Verfassung wie die Verfassungsanderungen in den Kantonen Ziirich,
Luzern, Glarus, Schaffhausen, Appenzell Innerrhoden, Aargau, Genf und Jura. Der
Nationalrat folgte ihm darin im Herbst. ?

Die Bundesversammlung genehmigte die Verfassungsdnderungen in den Kantonen
Genf, Graubunden, Obwalden, Schaffhausen, Wallis und Zug. Spater hiess sie auch die
Revision der Kantonsverfassungen von Nidwalden, Obwalden und St. Gallen gut. Noch
nicht verabschiedet waren zu Jahresende die vom Bundesrat im September
beantragten Genehmigungen der neuesten Revisionen der Verfassungen der Kantone
Luzern, Obwalden, Schaffhausen, Waadt und Zug. *

Als Zweitrat genehmigte auch der Nationalrat die am 14. Dezember 1997 vom Volk
angenommene totalrevidierte Verfassung des Kantons Tessin. Die Bundesversammlung
hiess im Berichtsjahr ferner die teilrevidierten Verfassungen der Kantone Luzern,
Nidwalden, Glarus, Basel-Land, Schaffhausen, Appenzell Ausserrhoden, Graubinden
und Aargau und spéater auch noch diejenigen von Zurich, Obwalden, Solothurn, Waadt
und Genf gut. *

Das nationale Parlament hiess Teilrevisionen der Verfassungen der Kantone Zirich,
Basel-Stadt, Basel-Land, Schaffhausen, Aargau, Thurgau, Wallis, Genf und Jura gut.
Dabei wurde, dies eine Seltenheit, im Fall der Genfer Verfassung auch materiell zu einer
Neuerung Stellung genommen: Der Aargauer Stédnderat Reimann (svp) gab seinem
Erstaunen dartuber Ausdruck, dass sich der Kanton Genf den Verfassungsauftrag
gegeben hat, mit seinen Staatsbetrieben auf dem liberalisierten
Telekommunikationsmarkt aktiv zu werden. In der Herbstsession wurden auch
Verfassungsteilrevisionen der Kantone Nidwalden, Basel-Land, Thurgau und Genf
sanktioniert. ®
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POLITIQUE CANTONALE
DATE: 03.09.2005
HANS HIRTER

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 12.12.2006
HANS HIRTER

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 04.05.2007
HANS HIRTER

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 19.10.2008
HANS HIRTER

POLITIQUE CANTONALE
DATE: 02.02.2009
HANS HIRTER

DEBAT PUBLIC
DATE: 30.06.2019
MARC BUHLMANN

Der Kanton Genf ist einer der letzten, der seine Verfassung noch nicht totalrevidiert
hat. Ein Vorstoss der Freisinnigen, die aus dem Jahre 1847 stammende Verfassung einer
vollstandigen Uberarbeitung zu unterziehen, konnte nur einen Teilerfolg erzielen. Der
Grosse Rat entschied, dieses Anliegen von einer parlamentarischen Kommission
Uberprifen zu lassen. Das selbe Vorgehen war, ohne dass sich daraus konkrete Folgen
ergeben hatten, bereits 2001 bei der Behandlung eines éahnlichen Antrags beschlossen
worden. ¢

Im Kanton Genf wuchs die Uberzeugung, dass es an der Zeit wére, auch die eigene, bei
weitem éalteste Kantonsverfassung einer Totalrevision zu unterziehen. Die flnf
Regierungsparteien (CVP, FDP, GP, LP und SP) einigten sich darauf, im Parlament den
Vorstoss fur die Bildung eines Verfassungsrats zu unterstutzen. Eine vorberatende
Parlamentskommission arbeitete in der Folge einen entsprechenden Gesetzesentwurf
aus.’

Im Kanton Genf rickte die Totalrevision der éaltesten Kantonsverfassung naher. Das
Parlament unterstutzte mit 63 zu 8 Stimmen bei 9 Enthaltungen den Vorschlag einer
vorberatenden Kommission, das Volk einen 80kdpfigen Verfassungsrat wahlen zu
lassen. Um auch Minderheiten eine Partizipationsmoglichkeit zu verschaffen, soll das
fur die Grossratswahlen geltende Quorum von 7% flr diesen Rat auf 3% gesenkt
werden. Die Volksabstimmung Uber diesen Parlamentsbeschluss fand im Berichtsjahr
noch nicht statt.

Im Kanton Genf stimmten die Birgerinnen und Blrger im Februar mit einem Ja-
Stimmenanteil von 79% dem Projekt zu, durch einen Verfassungsrat eine neue
kantonale Verfassung ausarbeiten zu lassen. Im Herbst wahlten sie diesen achtzig
Mitglieder zéhlenden Verfassungsrat. Die parteipolitische Zusammensetzung kam
ahnlich heraus wie diejenige des Grossen Rates. Erfolgreich waren auch einige
parteiunabhangige Listen. So erzielte die der Linken zuzuordnende Rentnervereinigung
Avivo neun Sitze und eine Arbeitgeberliste kam auf sechs Mandate. Insgesamt sind die
birgerlichen Krafte leicht in der Uberzahl. Zur allgemeinen Uberraschung sind im
Genfer Verfassungsrat die Frauen (Anteil von 17,5%) und, bei einem Durchschnittsalter
der Abgeordneten von 56 Jahren, vor allem die Jungen sehr schlecht vertreten. ’

Im Kanton Genf nahm der im Vorjahr gewahlte Verfassungsrat im Februar seine auf
rund drei Jahre veranschlagte Arbeit auf.

Institutions et droits populaires
Politique gouvernmentale

In der Romandie I6sten verschiedene «Polit-Affaren>», wie sie die Aargauer Zeitung
bezeichnete, Diskussionen Uber die Rechte und Pflichten von Regierungsmitgliedern
hinsichtlich Spesen und Annahme von Geschenken, aber auch Uber die Abwéhlbarkeit
von Exekutivmitgliedern aus.

Der einstige Bundesratskandidat und Genfer Sicherheitsdirektor Pierre Maudet (GE,
fdp) musste zugeben, dass er sich mit seiner Familie 2015 nach Abu Dhabi hatte
einladen lassen, obwohl die Annahme von Geschenken fir Genfer Staatsrate verboten
ist. Weil gegen ihn ein Strafverfahren wegen Vorteilnahme eingeleitet wurde und spater
auch noch der Verdacht auf Steuerhinterziehung auftauchte, musste er nicht nur als
Regierungsprasident zurtcktreten, sondern auch Teile seines Departements aufgeben.
Weil Maudet lange Uber die Affare gelogen und damit sehr viel Vertrauen verloren hatte,
legte ihm die FDP Schweiz gar einen Parteiaustritt nahe. Allerdings «krallt sich Pierre
Maudet an sein Amt» kommentierte die Sonntags-Zeitung und schloss einen Rucktritt
aus.

Nicht nur die Reisen in den nahen Osten - unter anderen wie Maudet ebenfalls nach
Abu Dhabi -, sondern vor allem die Spesen des Genfer Nationalrats und Mitglieds der
Genfer Stadtregierung Guillaume Barazzone (cvp), wurden Gegenstand medialer
Berichterstattung: Die CHF 40'000 pro Jahr, wovon CHF 17'000 alleine flr
Mobiltelefonkosten verbucht wurden, veranlassten witende Genferinnen und Genfer
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dazu, auf die Strasse zu gehen.

Auch der Waadtlander Finanzdirektor Pascal Broulis (VD, fdp) geriet in den Fokus der
Strafbehérden. Er soll auf Reisen eingeladen worden sein, und zwar von niemand
geringerem als «einem der reichsten Einwohner seines Kantons», der von einer
«umstrittenen Pauschalbesteuerung» profitiere (Blick). Fir Fragezeichen sorgte jedoch
die tiefe Steuerrechnung von Broulis, die in der Folge publik gemacht wurde. Die
vermutete unrechtmassige Optimierung konnte zwar nicht nachgewiesen werden,
kosteten den FDP-Politiker aber viel Vertrauen.

Im Gegensatz zu ihren mannlichen Kollegen zog Géraldine Savary (sp, VD), der gute
Chancen auf einen Bundesratssitz nachgesagt wurden, sollte Alain Berset einst
zurlcktreten, und die 2020 als erste Frau SP-Stédnderatspréasidentin hatte werden
sollen, die Konsequenzen aus einer Wahlspendenaffare und beendete ihre politische
Karriere. Sie hatte vom gleichen Unternehmer, der die Reisen vieler Westschweizer
Politiker bezahlt hatte und im Kanton Waadt pauschalbesteuert wird, eine
Wahlkampfspende von CHF 7'5600 angenommen. Die informellen Richtlinien der SP
Waadt erlauben jedoch lediglich CHF 5'000. Obwohl ihr Ricktritt auch von zahlreichen
Genossinnen und Genossen bedauert wurde und sie nichts Widerrechtliches getan
habe, sei sie letztlich «lUber den Klassenfeind gestolpert» und habe das Pech gehabt,
dass die Geschichte in dem Moment publik wurde, «als die halbe welsche
Politprominenz wegen éhnlicher Geschenke, undurchsichtiger Steuerarrangements und
exorbitanter Spesenbezlige am Pranger» stiinden, so der Tages-Anzeiger.

Die «Affaren» |osten einige Recherchen und Diskussionen aus. So listete etwa der
Sonntags-Blick die Spesenrechnungen aller Kantonsregierungen fur das Jahr 2017 auf.
Auch wenn die Vergleichbarkeit schwierig sei, da unterschiedliche Zulagen in diesen
Abrechnungen geregelt werden und die Regierungen unterschiedlich viele Mitglieder
haben, lUberrasche die Bandbreite, die zwischen CHF 50'000 (Kanton Schaffhausen)
und CHF 241'356 (Kanton Bern) variiere. Die Aargauer Zeitung vermutete, dass die
«Affare Maudet» den Forderungen nach mehr Transparenz Fllgel verleihen werde. In
der Tat hatte das Parlament beschlossen, dass Parlamentsmitglieder, die auf
Staatskosten ins Ausland reisen, dies publik machen mussen. Allerdings galt dies nicht
fir Reisen auf Einladung von Interessengruppen. Die Sonntags-Zeitung brachte mit dem
Thema «Ruhegehalter» einen weiteren Aspekt in die Diskussion ein. Sie vermutete, dass
Maudet auch deshalb nicht zurlicktreten wolle, weil in diesem Fall sein Anspruch auf
eine lebenslange Rente verfallen wirde. Die Zeitung listete alle Kantone auf, die
entweder gar keine Entschadigung (VS, OW), eine befristete Entschadigung im Sinne
eines «goldenen Fallschirms» (AG, JU, SG, NW, UR, TG, SO, BL, ZG, SH, GL, ZH, BS, Al,
AR, LU) oder eine lebenslange Rente (TI, VD, GE, FR, NE, BE, GR, SZ, inkl. Bund)
ausrichteten. Neben dem augenfélligen Unterschied zwischen Deutsch- und
Westschweiz Uberraschte auch die Varianz der kantonalen Gesamtbetrage, die zum
Zeitpunkt der Befragung (Juni 2019) an «Polit-Rentner» - so die Sonntags-Zeitung -
ausgerichtet werden und die sich von CHF 153'000 (AR) bis CHF 4 Mio. (TI) pro Jahr
erstreckten. Laut Sonntags-Zeitung bezahlt der Bund fir total 23 Personen (inkl. 4
Bundeskanzler und 2 Witwen) CHF 4.4 Mio. Die Basler Zeitung schliesslich machte sich
Gedanken uber das Volksrecht auf Abwahl der Regierung. In der Tat kdnne Maudet nicht
zu einem Rucktritt gezwungen werden: «Nur ein einziger Mensch entscheidet, ob ich
zurlcktrete oder nicht - ich selbst», zitierte die Zeitung. Im Extremfall konne Maudet
gar noch im Gefangnis Regierungsrat bleiben. Die Abwahl eines Regierungsrats sei in
sechs Kantonen maoglich: In den Kantonen Bern, Schaffhausen, Solothurn, Tessin und
Thurgau kann mittels kantonaler Volksinitiative eine Abstimmung Uber die Absetzung
der Regierung (in corpore) verlangt werden. Im Kanton Uri kénnen einzelne Amtstrager
- also auch Standeratinnen und -rate oder der Landamman - per Volksinitiative
abgesetzt werden. In Neuenburg wurde 2014 mit der so genannten Lex Hainard ein
Amtsenthebungsverfahren eingesetzt. Hier hat das Parlament die Moglichkeit, ein
Regierungsmitglied abzusetzen. "
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 29.05.2013
DIANE PORCELLANA

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 23.09.2013
DIANE PORCELLANA

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 20.03.2014
MARC BUHLMANN

Structures fédéralistes
Relations entre la Confédération et les cantons

Le Conseil fédéral juge conforme au droit fédéral, toutes les modifications apportées
aux constitutions des cantons d'Uri, de Soleure, de Bale-Campagne, des Grisons,
d’Argovie, de Neuchatel et de Genéve. Uri a rendu, au méme titre que I'école primaire,
le jardin d'enfants obligatoire. La constitution soleuroise révisée interdit aux
parlementaires cantonaux de siéger dans un tribunal cantonal soumis a la surveillance
directe du Grand conseil. Le canton de Béale-Campagne a regroupé ses six tribunaux de
districts en deux tribunaux civils de district. Il ne possede plus qu'un office cantonal du
registre foncier, un pour I'état civil et un autre pour les successions. Les trois autorités
de droit civil sont chapeautées par une administration unique. Suite & la réforme
territoriale, le canton des Grisons a été subdivisé en onze régions. Outre les taches
confiées par les communes et le canton, elles ont relayé les districts pour les
compétences de juridiction civile et pénale. Le canton d'Argovie s'est muni d'une base
juridique afin de pouvoir exploiter - outre le pétrole, le gaz naturel, le charbon et le sel
- d'autres richesses naturelles du sous-sol. A Neuchétel, pour I'adoption de lois et de
décrets entrainant des économies significatives pour le canton, une majorité de trois
cinquiemes des membres du Grand conseil devra étre obtenue. Enfin, le canton de
Genéve et ses communes devront, dans un délai de cing ans, adapter aux besoins
I'offre de places d'accueil de jour pour les enfants en age préscolaire. ™

La garantie fédérale a été attribuée par le Parlement, conformément a la proposition du
Conseil fédéral et de la CIP-CN, aux constitutions révisées des cantons d'Uri, de
Soleure, de Bale-Campagne, des Grisons, d’Argovie, de Neuchétel et de Geneve. ®

Die Gewahrleistung der kantonalen Verfassungen, die bei kantonalen
Verfassungsanderungen -  etwa  durch  kantonale  Volksinitiativen  oder
Verfassungsrevisionen - von der Bundesversammlung vorgenommen werden muss, ist
in der Regel eine Routineangelegenheit. Nur sehr selten gibt es Uberhaupt eine Debatte
in den Raten. Dem Parlament wurde deshalb auch schon vorgeworfen, die Aufgabe der
Uberpriifung der Vereinbarkeit der Anderungen mit der Bundesverfassung nicht ernst
genug zu nehmen. 2013 war diesbezuglich eine Ausnahme, weil die Rate die
Wahlrechtsreform im Kanton Schwyz nicht gutgeheissen hatten. Die Gewahrleistungen
im Jahr 2014 entsprachen (fast) wieder der géngigen Tradition. Die R&ate hiessen die
unbestrittenen Teilrevisionen in sechs Kantonen diskussionslos gut (ZH, BE, SO, BL, GR,
VD; BRG 14.037). Mehr zu reden - zumindest im Nationalrat - gab allerdings die neue
Verfassung des Kantons Genf: Ein Minderheitsantrag Andreas Gross (sp, ZH) wollte
Artikel 66 der neuen Genfer Verfassung, der ein Verbot des doppelten Neins flr
Abstimmungen Uber den Finanzhaushalt vorsieht, nicht gewéahrleisten. Der Passus sah
vor, dass entweder ein Sanierungsvorschlag oder eine Steuererhéhung angenommen
werden muss. Gross beanstandete, dass so die Entscheidung fir den Status Quo
ausgeschlossen sei. In seiner Botschaft machte der Bundesrat klar, dass dies nicht als
Einschrankung der politischen Rechte angesehen werden solle und beurteilte den
Passus deshalb als bundesrechtskonform. Die Mehrheit der grossen Kammer folgte dem
Antrag des Bundesrates. Zudem sei Artikel 66 eins zu eins von der alten Verfassung
Ubernommen und bei der alten Verfassung also schon gewahrleistet worden. Gross, der
vergeblich darauf hinwies, dass man alte Fehler nicht zu wiederholen brauche, erhielt
lediglich 31 Stimmen aus seiner Fraktion. 126 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
gewahrleisteten die gesamte Verfassung des Kantons Genf. Die umstrittenen
Teilrevisionen in den Kantonen Bern bzw. Tessin, in denen eine Verscharfung von
EinbuUrgerungen bzw. ein Burkaverbot festgeschrieben wird, standen 2014 noch nicht
auf der parlamentarischen Traktandenliste. Allerdings hatte der Bundesrat in seiner
Botschaft Ende Jahr die Gewéhrleistung des Tessiner Begehrens beantragt. Er halte das
Vermummungsverbot zwar fur nicht sinnvoll, so der Bundesrat, aber juristisch lasse es
sich mit der Verfassung dann vereinbaren, wenn die Religionsfreiheit nicht tangiert
werde. Die Regierung stitzte sich bei ihrer Begrindung auf das Urteil des Européischen
Gerichtshofes flr Menschenrechte, der unlangst ein Burkaverbot in Frankreich
bestatigt hatte. ™
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OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 29.05.2017
KAREL ZIEHLI

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 12.06.2017
KAREL ZIEHLI

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 05.12.2017
DIANE PORCELLANA

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 01.06.2018
DIANE PORCELLANA

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 17.09.2018
DIANE PORCELLANA

OBJET DU CONSEIL FEDERAL
DATE: 06.12.2019
DIANE PORCELLANA

Le Conseil des Etats est appelé a voter sur I'arrété fédéral concernant la garantie des
constitutions cantonales des cantons de Bale-ville, de Biale-campagne, de Genéve, du
Tessin et du Jura. Pour le premier de ces cantons — Bale-ville — le changement
constitutionnel concerne une extension des instruments parlementaires. Pour Béle-
campagne et Genéve, deux modifications sont a I'ordre du jour: I'introduction d'une
vignette de stationnement pour les véhicules commerciaux et la désignation de la
présidence du Grand Conseil pour le premier, la révision des comptes de I'Etat par la
Cour des comptes ainsi que la traversée du lac Léman pour le second. Au Tessin, le
changement constitutionnel est relatif aux droits et buts sociaux. Finalement, celui
ayant lieu dans le canton du Jura concerne une modification du droit d'initiative
populaire et de référendum facultatif des communes.

La commission des institutions politiques (CIP), ne voyant pas de probleme avec le droit
fédéral, demande & la chambre haute d'accepter ces modifications constitutionnelles
au niveau cantonal. L'entrée en matiere concernant la garantie des constitutions
cantonales étant acquise de plein droit, elle n'est pas soumise a un vote sur I'ensemble.
Le Conseil des Etats a donc adopté, sans discussion, la position de la commission
susmentionnée. ®

Tout comme le Conseil des Etats, le Conseil national approuve sans vote d'ensemble la
garantie des constitutions cantonales des cantons de Bale-ville, de Bale-campagne,
de Genéve, du Tessin et du Jura.

Le Conseil fédéral a invité I’Assemblée fédérale a accorder la garantie des constitutions
révisées des cantons de Thurgovie, du Tessin, du Valais et de Genéve. Les
modifications apportées aux constitutions cantonales concernent pour le canton de
Thurgovie, des principes de I'aménagement du territoire. Pour le Valais, il s'agit de
confirmer [|'élection par le Grand Conseil des procureurs exercant des fonctions
dirigeantes et I'institution d’'un «Conseil de la magistrature»; pour Genéve, les élections
au systéme majoritaire. Le cas tessinois a suscité un peu plus d'attention en raison de
|'acceptation de I'initiative populaire cantonale "Prima i nostri" visant a protéger la
main-d’ceuvre locale et qui donne la préférence aux travailleurs domiciliés dans le
canton. Les nouvelles dispositions ne fixant que des buts et en raison de la faible marge
de manceuvre du Tessin pour |'application de l'initiative, le Conseil fédéral est en faveur
de I'octroi de la garantie constitutionnelle. Il juge les autres constitutions cantonales
conforme au droit fédéral. La CIP-CN a discuté du cas tessinois. Elle ne conteste pas
|'octroi de sa garantie et approuve les autres constitutions cantonales. La commission
de l'autre conseil partage cet avis. Les chambres ont suivi leur commission. ”

Le Conseil fédéral recommande a I'Assemblée fédérale d'accorder la garantie fédérale
aux constitutions révisées des cantons d'Obwald, de Bale-Campagne, du Tessin, de
Neuchétel, de Genéve et de Zurich. Les modifications constitutionnelles concernent le
réseau routier zurichois, la procédure de naturalisation pour le canton d'Obwald, les
décisions financieres et le plan de mission et de finances pour Bale-Campagne, le
service public tessinois, la réforme des institutions neuchéateloise et les droits
populaires a Geneve.

La CIP-CN, sous réserve de |'approbation du Conseil des Etats, propose a son conseil
I'octroi de la garantie fédérale aux constitutions révisées des cantons d'Obwald, de
Bale-Campagne, du Tessin, de Neuchétel, de Genéve et de Zurich. Le Conseil national,
comme le Conseil des Etats, adhére au projet du Conseil fédéral.

Le Conseil fédéral prie le Parlement d'accorder la garantie fédérale aux constitutions
cantonales révisées des cantons d'Uri, du Tessin, de Vaud, du Valais et de Genéve.
Pour le canton d'Uri, les modifications constitutionnelles concernent la régulation des
grands prédateurs, ainsi que I'extension du scrutin majoritaire aux communes ayant
jusqu'a quatre représentantes et représentants au Grand conseil. S'agissant du Tessin,
le nouveau texte prévoit que la loi définit les cas dans lesquels les Tessinoises et
Tessinois de I'étranger acquierent les droits politiques dans les affaires cantonales et
communales. Les délais de récoltes des signatures pour les initiatives populaires et les
référendums sont étendues, respectivement de 60 & 100 jours et de 45 & 60 jours.
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Enfin, il redéfinit les conditions de soumission au vote populaire des initiatives
populaires législatives et n'autorise les projets avec variantes que lors de révisions
totales de la constitution. La constitution vaudoise est complétée d'une nouvelle
obligation pour le canton et les communes en matiere d'hébergement médico-social.
IIs doivent veiller & ce que les personnes ne pouvant pas rester a domicile, en raison de
leur santé ou de leur age, aient accés a des structures d'hébergements adaptées. En
Valais, la session constitutive du Grand conseil est repoussée du quatrieme au
septieme lundi suivant son renouvellement intégral. Le délai entre les deux tours lors
des élections cantonales passe de deux a trois semaines. Enfin, dans le canton de
Geneve, la nouvelle teneur de l'article 216 de la constitution cantonale étend aux
communes, les taches publiques dans le domaine de I'art et de la culture ainsi que le
financement de la vie culturelle, aux communes.

La CIP-CE propose également d'octroyer la garantie fédérale a |'ensemble des
constitutions cantonales. %

La CIP-CN propose d'accorder la garantie fédérale aux constitutions cantonales
révisées des cantons d'Uri, du Tessin, de Vaud, du Valais et de Genéve. La
modification de la constitution d'Uri, relative au systeme électoral du Grand conseil, a
été particulierement discutée. Une minorité estime que I'extension du scrutin
majoritaire ne respecte pas les exigences du droit fédéral pour une procédure
électorale équitable. D'aprés un arrét du Tribunal fédéral portant sur le systéme
électoral d'Uri, le systeme majoritaire est autorisé pour autant que les municipalités
ayant trois sieges ou plus au parlement cantonal, appliquent le systéme de
représentation proportionnelle. L'extension du scrutin majoritaire aux communes ayant
jusqu'a quatre représentantes et représentants au Grand conseil prévue dans la
constitution uranaise révisée, serait donc contraire & l'interprétation faite par
I'instance judiciaire du droit fédéral. La disposition en question a tout de méme été
approuvée par la majorité des membres de la CIP-CN, avec 13 voix contre 11 et 1
abstention. #

La garantie fédérale aux constitutions cantonales révisées des cantons d’Uri, du
Tessin, de Vaud, du Valais et de Genéve a été tacitement octroyée par le Conseil des
Etats. L'extension du scrutin majoritaire aux communes ayant jusqu'a quatre
représentantes et représentants au Grand conseil, prévue dans la constitution d'Uri, a
été au centre des discussions.

Ses partisans ont mentionné les arréts du Tribunal fédéral concernant les cantons
d'Appenzell Rhodes-Extérieures en 2014 et des Grisons en 2019, pour prouver que la
modification constitutionnelle est conforme au droit fédéral. Les conditions pour
recourir au systeme majoritaire établies en 2014 seraient remplies, puisque les
communes uranaises disposent d'une grande autonomie, que les grandes communes
sont faiblement peuplées et que I'affiliation politique des candidats revét une moindre
importance. De plus, les communes concernées par |'extension du scrutin majoritaire
ont au maximum 2'000 habitants et quatre députés a élire. Elles pourraient donc
recourir au scrutin majoritaire, puisque le Tribunal fédéral I'autorise en 2019 pour des
circonscriptions avec au maximum 7'000 habitants et cing sieges a attribuer. Outre ces
arguments, ils indiquent que plus de la moitié du |égislatif cantonal sera encore élue ou
nommeée a la proportionnelle selon le modele du double Pukelsheim.

Selon Lisa Mazzone (verts, GE), opposée a la validation de la disposition
constitutionnelle, le canton d’Uri ne remplirait pas les exigences établies par le Tribunal
fédéral. Premierement, les communes uranaises qui vont passer a un systéeme
majoritaire, ne sont pas des communes retirées fonctionnant avec autonomie.
Deuxiemement, la population est attentive a I'appartenance politique des candidates et
candidats. Elle a également mentionné I'avis de droit demandé par le Conseil d'Etat
uranais sur la question de I'extension du scrutin majoritaire, qui concluait que la
mesure n'était pas conforme a la Constitution fédérale.

Lors du passage au Conseil national, le rapporteur de la CIP-CN a appelé au respect de
la souveraineté cantonale. Sagissant du nouveau systéme électoral prévu dans la
constitution d'Uri, il a signalé qu’il avait été appliqué dernierement et qu'aucune
plainte n’avait encore été déposée. Le Conseil fédéral a rappelé que toutes les
communes concernées, ainsi qu'une nette majorité de la population uranaise, avaient
soutenu la modification constitutionnelle.

La minorité de la commission soutient que I'extension du scrutin majoritaire aux
communes ayant jusqu'a quatre représentants au parlement cantonal est contraire au
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droit fédéral. En effet, dans son arrét de 2016 concernant le canton d’Uri, le Tribunal
fédéral avait qualifié I"élection majoritaire au parlement cantonal de constitutionnelle,
qu’en l'existence d'un véritable systeme de représentation proportionnelle dans les
municipalités ayant trois siéges ou plus au parlement. Elle a aussi brandi I'avis juridique
demandé par le Conseil d'Etat. Enfin, la minorité a évoqué le fait que, lors des débats
liés aux initiatives parlementaires visant I'autonomie des cantons pour les procédures
électorales, le Conseil national avait souhaité I'instauration de certains garde-fous pour
renforcer |'égalité des droits électoraux inscrite a lI'article 34 de la Constitution
fédérale.

Le Conseil national a finalement, par 103 voix contre 88, octroyé la garantie fédérale a la
constitution cantonale révisée du canton d’Uri. Ainsi, I'ensemble des constitutions
cantonales soumises a la chambre basse I'ont obtenue. %

Le Conseil fédéral invite le Parlement a octroyer la garantie fédérale aux constitutions
cantonales révisées des cantons de Glaris, de Thurgovie et de Genéve. La nouvelle
constitution glaronaise exempte les parlements communaux de I'exclusion pour cause
de parenté, autorise les communes a prévoir une affectation de leur imp6t communal
pour les constructions, ne permet plus au Grand conseil de demander la convocation
de I'’Assemblée fédérale avec d’autres cantons et régle les droits politiques dans le
cadre de la Landsgemeinde. Le canton de Thurgovie a, quant a lui, inscrit le principe de
la transparence au niveau cantonal et des communes politiques et scolaires dans sa
constitution. La constitution genevoise remaniée qualifie I'aéroport international de
Geneve comme établissement de droit public. Elle oblige le canton a rechercher un
équilibre entre les intéréts divergents découlant de I'exploitation de |'aéroport et a
prendre les mesures adéquates pour limiter les nuisances dues au trafic aérien.
L'aéroport est tenu de rapporter aux autorités la planification et la concrétisation de
ses objectifs. Le nouveau texte charge aussi I'Etat a prendre des mesures afin de
diminuer les risques liés a l'utilisation de produits phytosanitaires. Ce dernier doit
également encourager, par voie financiere ou technique, le développement des
méthodes alternatives aux produits phytosanitaires.

La CIP-CN s'est penchée sur le projet d'arrété fédéral visant a accorder la garantie
fédérale aux constitutions cantonales révisées des cantons de Glaris, de Thurgovie et
de Genéve. Aprés examen, elle propose au Conseil national de I'adopter. %

Die beiden eidgendssischen Rate stimmten in der Herbstsession 2020 dem
Bundesbeschlussentwurf des Bundesrates betreffend die Gewahrleistung der
Kantonsverfassungen der Kantone Glarus, Thurgau und Genf stillschweigend zu.

Le Conseil fédéral propose au Parlement d'accorder la garantie fédérale aux
constitutions de cing cantons aprés que celles-ci aient été révisées. Dans le canton
d'Uri, la modification constitutionnelle concerne le droit de nécessité. Adopté en
votation populaire le 29 novembre 2020, le nouvel article (art. 90, al. 3, cst. UR) permet
au Conseil d'Etat d'introduire des arrétés de nécessité pour une durée limitée. Ceux-ci
doivent étre validés a posteriori par le Grand Conseil. La constitution du canton de
Schaffhouse a été dotée d'un article traitant de la transparence du financement de la
vie politique (art. 37a, cst. SH). Cette disposition, qui oblige notamment les personnes
élues ou candidates a des fonctions publiques & publier leurs liens d'intérét, est
similaire a celles ajoutées aux constitutions de Schwyz et Fribourg, validées par le
Parlement en mars 2019. En Argovie, les compétences des autorités scolaires (§ 31 let.
b, cst. AG) ont fait I'objet d'une modification alors que I'article 55bis cst. AG sur la mise
en ceuvre de la loi fédérale sur les jeux d'argent a été abrogé. Au Tessin, un article
concernant le principe de subsidiarité (art. 4, al. 4, cst Tl), accepté par le peuple le 9
février 2020, a été ajouté a la constitution. Enfin, plusieurs modifications ont eu lieu
dans le canton de Genéve. Alors que la présidence du Conseil d'Etat était attribuée
auparavant pour toute la législature, les membres de I'exécutif I'occuperont désormais
pour une année, avant de céder la place a un.e collégue (art. 105, al. 2 et 3, cst GE). Les
autres changements concernent notamment la concurrence fiscale intercantonale, les
institutions de maintien, d'aide et de soins & domicile et les droits des personnes en
situation de handicap.

Aprés vérification, ces modifications sont conformes au droit fédéral, raison pour
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laquelle le Conseil fédéral recommande leur adoption. %

Sténde- und Nationalrat haben in der Herbstsession 2021 den geédnderten
Verfassungen der Kantone Uri, Schaffhausen, Aargau, Tessin und Genf oppositionslos
die Gewahrleistung erteilt. Die einzige Wortmeldung zum Geschéaft kam von
Kommissionssprecher Andrea Caroni (fdp, AR) im Standerat. Er flhrte aus, dass das
Geschaft auch in der Kommission kaum zu Diskussionen Anlass gegeben hatte. Einzige
Ausnahme seien die neuen Genfer Verfassungsbestimmungen Uber die Steuerpolitik
gewesen, nach denen sich der Kanton flr eine Verringerung des interkantonalen
Steuerwettbewerbs und bei der kantonalen Umsetzung von Steuerreformen des Bundes
fUr eine starkere Steuerprogression einsetzen soll. Die Kommission sei aber wie schon
der Bundesrat in seiner Botschaft zum Schluss gekommen, dass diese Bestimmungen
unproblematisch seien, solange sich der Kanton Genf bei der Umsetzung in den
Grenzen des Bundesrechts bewege. Einer Gewéhrleistung stehe somit nichts im Weg. %

Der Bundesrat beantragte der Bundesversammlung im November 2022, die
Verfassungsanderungen von sechs Kantonen zu gewahrleisten, da sie alle im Einklang
mit Bundesrecht stiinden.

Mit  der Verfassungsanderung im Kanton Ziirich wurden verschiedene
Klimaschutzbestimmungen aufgenommen. Diese verpflichten den Kanton und die
Gemeinden dazu, sich fur die Begrenzung des Klimawandels und dessen Auswirkungen
einzusetzen sowie das Ziel der Treibhausgasneutralitat anzustreben. Konkret sollen
dazu in den Bereichen Siedlungsentwicklung, Gebaude, Verkehr, Land- und
Forstwirtschaft sowie Industrie und Gewerbe angemessene Massnahmen eingeflhrt
werden. Wie der Bundesrat in seiner Botschaft zum Schluss kommt, gehen diese
Bestimmungen in die gleiche Richtung wie die Klimaschutzziele des Bundes. Die
Rechtssetzungskompetenzen der Kantone beschrénkten sich in diesem Bereich auf
Aspekte, die vom Bundesgesetz nicht vollstandig ausgeschopft seien und kénnten
dieses erganzen oder verstarken.

Auch der Kanton Glarus verankerte vergleichbare Bestimmungen zur Begrenzung der
Klimaveranderung und deren nachteiligen Auswirkungen in der Verfassung. Die
Massnahmen haben dabei umwelt-, sozial- und wirtschaftsvertraglich zu sein. Eine
weitere zu gewdhrleistende Anderung der Glarner Verfassung sieht vor, dass die
Jahresrechnung, der Finanzbericht sowie das Budget kunftig dem Landrat und nicht
mehr der Landsgemeinde zur Kenntnisnahme vorgelegt werden. Der Landrat wird
allerdings nicht mehr wie bisher fir die Genehmigung des integrierten Aufgaben- und
Finanzplan zusténdig sein.

Geméss der angepassten Verfassung des Kantons Solothurn kann der Kanton auf der
Stufe der Volksschule kunftig neben sonderpadagogischen Institutionen neu auch
weitere kantonale Angebote errichten und flhren. Die Einzelheiten werden auf
Gesetzesebene geregelt.

Der Kanton Basel-Landschaft fihrte mit der Verfassungsanderung Anpassungen bei den
Modalitaten von Volksinitiativen und bei der Ombudsperson ein. Neu gelte zur
Einreichung der Unterschriften fur Volksinitiativen eine Frist von zwei Jahren. Weiter
kénnen im Landrat zusatzlich zu formulierten Initiativbegehren auch bei nicht-
formulierten Begehren Fristverlangerungen zur Ausarbeitung eines Gegenvorschlags
gewahrt werden. Gegenvorschlage und Gesetzesvorlagen aufgrund zurlckgezogener
Initiativbegehren unterliegen geméass den angepassten Verfassungsartikeln nicht mehr
in jedem Fall der obligatorischen Volksabstimmung, sondern dem fakultativen
Referendum. Betreffend die Ombudsperson werden die Unvereinbarkeiten neu erst auf
Gesetzesstufe geregelt, worin die Teilzeitbeschaftigung der gewahlten Person
vorgesehen werden kénne, schreibt der Bundesrat. Nicht zuletzt umfasst die
Verfassungsanderung Anpassungen im Sinne der sprachlichen Gleichbehandlung.

Fur den Kanton Genf galt es schliesslich drei Verfassungsanderungen zu gewahrleisten.
Der Kanton regelt erstens die Amtsenthebung eines Staatsratsmitglieds neu: Kunftig
kénnen Mitglieder der kantonalen Regierung, die nicht mehr Uber das notwendige
Vertrauen der Stimmberechtigten zur Austbung ihrer Funktion verflgen, mittels
Resolution des Grossen Rates des Amts enthoben werden. Zweitens bestehen die
Gemeindeexekutiven von Gemeinden mit maximal 3'000 Einwohnenden in Zukunft
nicht mehr aus einem Gemeindeprasidium und zwei Adjunkten und Adjunktinnen,
sondern aus einem dreikopfigen administrativen Rat. Drittens und letztens wird die
Verteilung und Versorgung mit thermischer Energie sowie deren starkere Verbreitung
zu einem Kantonsmonopol. Diese Koordinierung der Ausdehnung habe das Ziel, die
Nutzung fossiler Energie bei der individuellen Heizung zu verringern, geht aus dem
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revidierten Verfassungsartikel hervor.

Die Abwagung der Bundesrechtskonformitat gestaltete sich geméss Bundesrat bei der
Verfassungsanderung des Kanton Wallis schwieriger: Der Staat wird darin einerseits
zum Erlassen von Vorschriften zum Schutz vor Grossraubtieren und zur
Bestandsregulierung sowie zum Verbot der Férderung des Grossraubtierbestands
verpflichtet. Wie in der Botschaft ausgefihrt wird, sei diese Verfassungsanderung nur
bundesrechtskonform, wenn sich das Verbot der Bestandsférderung auf finanzielle
Mittel beschranke, denn der Kanton ware weiterhin zum Vollzug der vom Bund
geforderten Massnahmen verpflichtet. Wirden also jegliche Schutzmassnahmen
verboten, stinde dies im Widerspruch zum Bundesgesetz, welches die Kantone zum
Ergreifen von Massnahmen zur Verhinderung von Wildschaden verpflichte und so
zumindest indirekt eine Bestandsforderung darstelle. Die gednderte Kantonsverfassung
sei allerdings im Sinne des Glnstigkeitsprinzips zu gewahrleisten, da dem Artikel
mindestens in einer Weise «ein Sinn beigemessen werden [kann], der ihn nicht
klarerweise als vor Bundesrecht unzuldssig erscheinen lasst», schloss der Bundesrat mit
dem expliziten Hinweis darauf, dass die kunftige Anwendung der Bestimmungen im
Einklang mit héheren Gesetzen erfolgen musse. 2
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